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Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der SPD „Günstiger Wohnraum für Stu-

dierende wird immer knapper – Studierende, Studierendenwerke, Hochschulrek-

torenkonferenz und SPD einig: Wir brauchen mehr öffentlich geförderten Wohn-

raum für Studierende!“ (Drucksache 17/14893) 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

vielen Dank, dass Sie der Landesrektorenkonferenz der Universitäten in NRW mit Ih-

rem Schreiben vom 6. Oktober dieses Jahres die Gelegenheit geben, zum oben ge-

nannten Antrag Stellung zu nehmen. Ihrer entsprechenden Bitte kommen wir, zusam-

men mit der Kanzlerkonferenz der Universitäten, gerne nach. 

1. Vorbemerkungen 

Die Universitäten des Landes haben sich in der jüngeren Vergangenheit bereits mehr-

fach und einschlägig zur Problematik des immer knapper und teurer werdenden Wohn-

raums für Studierende sowie der in diesem Zusammenhang wichtigen auskömmlichen 

Finanzierung der Studierendenwerke positioniert. 1 

Die Rückkehr der Hochschulen in einen überwiegenden Präsenzbetrieb und der damit 

verbundene wiedereinsetzende Zuzug von Studierenden an die jeweiligen Standorte 

                                                      
1 Beispielhaft sei hier auf die Stellungnahmen Drs. 17/1274 und Drs. 17/1984 verwiesen. 
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machen deutlich, dass sich die von Hochschulen, Studierendenvertretungen und Poli-

tik monierte prekäre Lage auf dem studentischen Wohnungsmarkt – nach einer ledig-

lich scheinbaren Entspannungsphase während der vergangenen drei pandemiebe-

dingt weitestgehend digital durchgeführten Semester – sogar noch einmal verschärft 

hat. Dies ist aus unserer Sicht zum einen auf die stark gestiegenen Immobilienpreise 

seit 2020 – insbesondere in den Metropolregionen – zurückzuführen und zum anderen 

auf das Vordringen bestimmter Personengruppen auf den privaten Mietmarkt, die dort 

bei der Suche nach günstigem zentralen Wohnraum zunehmend in Konkurrenz zu 

Studierenden treten (junge Berufstätige, junge Familien etc.).2 Zudem ist absehbar, 

dass sich nach Ende der pandemischen Lage – etwa aufgrund noch stärkerer Prä-

senzanteile im Studium sowie dem Wegfall von Einreisebeschränkungen für internati-

onale Studierende – die Nachfrage nach studentischem Wohnraum noch einmal erhö-

hen wird. 

Davon unbenommen sollten die im Folgenden kurz skizzierten Aspekte weiterhin Be-

standteil der Überlegungen zur Verbesserung der Wohnungssituation sein:3 

2. Bedarf an studentischem Wohnraum 

Die Wohnungsmarktlage in den Hochschulregionen des Landes ist sehr heterogen, 

weswegen auch der Bedarf nach zusätzlichen Kapazitäten je nach Standort unter-

schiedlich ausfällt. Wie weiter oben bereits angedeutet, stehen hier in der Regel die 

größeren Universitätsstädte im Fokus, da dort der Mietmarkt ohnehin besonders an-

gespannt ist. Eine genaue standortbezogene Analyse des Bedarfs, auch im Hinblick 

auf die bestehenden Angebote sowohl des privaten Wohnungsmarktes als auch der 

Studierendenwerke, sollte daher grundlegend für weitere Planungen und Entscheidun-

gen sein. 

3. Bauliche Bestandssicherung der vorhandenen Wohnheime 

Die Aufgabe der laufenden Bestandssicherung stellt sich für die Studierendenwerke 

ganz unabhängig von der aktuellen Frage des Kapazitätsausbaus. Da der Wohnheim-

bau eine Aufgabe ist, die aus guten Gründen von den einzelnen Studierendenwerken 

selbst wahrgenommen wird, ist es durchaus denkbar, dass diese als jeweilige Eigen-

tümer und Bauherren die Aufgabe des baulichen Bestandserhalts in unterschiedlicher 

Intensität und Qualität sowie unter Rahmenbedingungen wahrnehmen, die sich aus 

historischen Gründen zwischen den 12 Studierendenwerken unterscheiden können. 

                                                      
2 Vgl. https://mlp-se.de/presse/pressemitteilungen/2021/mlp-studentenwohnreport-2021/ (zuletzt 

aufgerufen am 05.11.2021) 

3 Hier beziehen wir uns im Wesentlichen auf die Stellungnahme vom 13.03.2019 des damaligen 

Sprechers der Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten in Nordrhein-Westfalen, Dr. Roland Kisch-
kel (Kanzler der Bergischen Universität Wuppertal). 
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Ein flächendeckend und standortunspezifisch gleicher Rückstand im Bestandserhalt 

ist keineswegs wahrscheinlich. Vielmehr muss der Bedarf auch hier genau und diffe-

renziert bestimmt werden. 

4. Nutzung landeseigener Grundstücke 

Für Fälle, in denen sich landeseigene Grundstücke, die zur Nutzung durch Hochschu-

len bestimmt sind, auch für studentisches Wohnen eignen und die jeweilige Hoch-

schule einer Nutzung für studentisches Wohnen ihre Zustimmung erteilt, sollte Studie-

rendenwerken die Nutzung solcher Grundstücke für studentisches Wohnen auf einem 

möglichst einfachen Weg ermöglicht werden. In allen anderen Fällen müssen die Kos-

ten für den Erwerb von Grundstücken in einem immobilienwirtschaftlich soliden Ge-

samtfinanzierungskonzept berücksichtigt werden. 

5. Ressourcen für den Wohnheimbau 

Bei allen regionalen, wohnungsmarktspezifischen Unterschieden kann sicher davon 

ausgegangen werden, dass es in Nordrhein-Westfalen dauerhaft eines sehr substan-

ziellen Beitrags der Studierendenwerke bedarf, damit ein für Studierende nach Art, 

Lage und Preis geeignetes Wohnangebot geschaffen und erhalten werden kann. Hier-

bei kommt den Studierendenwerken die besondere Aufgabe zu, Angebote zu einem 

für studentische Einkommensverhältnisse adäquaten Mietpreisniveau machen zu kön-

nen. An nicht wenigen Hochschulstandorten in den Ballungsräumen des Landes wird 

es sich hierbei um Mieten handeln müssen, die mehr oder weniger deutlich unter dem 

regionalen Marktpreis liegen. Vor diesem Hintergrund ist es zwar möglich und auch 

richtig, dass die Gesamtfinanzierung der baulichen Aufgaben im Bereich Wohnen (In-

vestitionen, laufender baulicher Unterhalt, Sanierung/ Modernisierung, Ersatzneubau, 

Bewirtschaftung) zu erheblichen Teilen aus den Erträgen der Studierendenwerke ge-

leistet wird. Zur Finanzierung solcher Lasten, die diesen Anteil überschreiten, müssen 

Studierendenwerke jedoch ergänzend auf eine geeignete und berechenbare För-

derumgebung zurückgreifen können. Inwiefern die Umsetzung des im Antrag formu-

lierten Forderungskatalogs in diesem Zusammenhang zielführend und erfolgverspre-

chend ist, kann aus Hochschulsicht allerdings nicht beurteilt werden. Grundsätzlich 

plädieren die nordrhein-westfälischen Universitäten jedoch dafür, dass das Land rea-

listische Finanzierungs- und/oder Fördermodelle auf den Weg bringt, die eine verläss-

liche Versorgung von 10 Prozent der Studierenden mit geeignetem Wohnraum ermög-

lichen.  

6. Fazit 

Die Corona-Pandemie hat die ohnehin bereits prekäre Situation auf dem Wohnungs-

markt für Studierende, insbesondere in den Metropolregionen, noch einmal deutlich 
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verschärft. Bei der Zurverfügungstellung von bezahlbaren Unterkünften für Studie-

rende leisten die Studierendenwerke einen immer wichtigeren und dringlicheren Bei-

trag. Daher ist die Politik gefordert, die Studierendenwerke auf geeignetem Wege in 

die Lage zu versetzen, eine Versorgung von 10 Prozent der Studierenden sicherzu-

stellen. Eine andauernde deutliche Verteuerung des studentischen Wohnraums würde 

– gerade für finanzschwache junge Erwachsene – zu einem Attraktivitätsverlust eines 

Studiums an den betreffenden Standorten führen und damit auch einen negativen Bei-

trag zur sozialen Mobilität innerhalb unseres Bildungssystems leisten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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